
Fre ie und Hansestadt  Hamburg 
Z us t än d i g e  S o z i a l d i e ns t s t e l l e  

 
 

 
Erteilung eines Gutachtenauftrags an den zuständigen Rentenversicherungsträger 
 
Sehr geehrte/r ...,  

 
Sie haben einen Antrag auf Grundsicherungsleistungen nach dem IV. Kapitel des SGB XII 
gestellt. Vor Bewilligung der entsprechenden Leistungen benötigen wir die Feststellung des 
zuständigen Rentenversicherungsträgers, dass Sie unabhängig von der jeweiligen 
Arbeitsmarktlage voll erwerbsgemindert im Sinne des § 43 Abs. 2 des Sechsten Buches 
Sozialgesetzbuch sind und unwahrscheinlich ist, dass die volle Erwerbsminderung behoben 
werden kann. Wir haben den zuständigen Rentenversicherungsträger um Prüfung dieser 
Voraussetzungen gebeten. Bis zur Mitteilung des Ergebnisses wird voraussichtlich einige Zeit 
vergehen. Wir bitten darum, von  zwischenzeitlichen Nachfragen abzusehen. Sobald das 
Ergebnis vorliegt, werden wir Ihnen dieses mitteilen.  
 
Sollten für die Begutachtung weitere Untersuchungen erforderlich sein, wird sich die 
Gutachtenstelle des Rentenversicherungsträgers direkt mit Ihnen in Verbindung setzen. Wir 
weisen Sie darauf hin, dass Sie verpflichtet sind, in dem erforderlichen Umfang an den 
Untersuchungen mitzuwirken. Anderenfalls könnten die beantragten Leistungen ohne weitere 
Ermittlungen bis zur Nachholung der Mitwirkung ganz oder teilweise versagt werden, soweit 
die Voraussetzungen der Leistung nicht nachgewiesen sind, §§ 62 und 66 SGB I. 
 
Mit freundlichen Grüßen    
 
Ihre Sozialdienststelle  
 
Anhang: Auszüge aus dem Sozialgesetzbuch allgemeiner Teil 
 
 
 
 
 

   
 

Adresse 
 
Telefon 040 - 4 28  
Telefax 040 - 4 28 
 

 
Ansprechpartner:           

 
Az.: .../GS... 

 
Hamburg,  

 

Herr/Frau 
 
Anschrift 



§ 62 SGB I: Untersuchungen 

Wer Sozialleistungen beantragt oder erhält, soll sich auf Verlangen des zuständigen 
Leistungsträgers ärztlichen und psychologischen Untersuchungsmaßnahmen unterziehen, 
soweit diese für die Entscheidung über die Leistung erforderlich sind.  

§ 66 SGB I: Folgen fehlender Mitwirkung 

(1) Kommt derjenige, der eine Sozialleistung beantragt oder erhält, seinen 
Mitwirkungspflichten nach den §§ 60 bis 62, 65 nicht nach und wird hierdurch die Aufklärung 
des Sachverhalts erheblich erschwert, kann der Leistungsträger ohne weitere Ermittlungen 
die Leistung bis zur Nachholung der Mitwirkung ganz oder teilweise versagen oder 
entziehen, soweit die Voraussetzungen der Leistung nicht nachgewiesen sind. Dies gilt 
entsprechend, wenn der Antragsteller oder Leistungsberechtigte in anderer Weise absichtlich 
die Aufklärung des Sachverhalts erheblich erschwert. 

 


